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Update 

Newsflash 18. März 2020 

COVID-19: Rechtsstillstand im Betreibungs-

wesen und Prüfung von Massnahmen im 

Justizbereich 

Der Bundesrat hat für das gesamte schweizerische Betreibungswesen den Rechts-

stillstand gemäss Art. 62 Bundesgesetz über Schuldbetreibung und Konkurs (SchKG) 

ausgerufen. Dieser gilt ab dem 19. März 2020 um 07.00 Uhr bis zum 4. April 2020 um 

24.00 Uhr. 

 

Die Coronavirus-Pandemie hat auch Auswir-

kungen auf das Justizwesen in der Schweiz.  

 

Rechtsstillstand nach Art. 62 SchKG 

 

Der Bundesrat hat heute für das gesamte 

schweizerische Betreibungswesen den Rechts-

stillstand gemäss Art. 62 Bundesgesetz über 

Schuldbetreibung und Konkurs (SchKG) 

ausgerufen. Dieser gilt ab dem 19. März 2020 

um 07.00 Uhr bis zum 4. April 2020 um 24.00 

Uhr. Daran schliessen sich direkt die ordent-

lichen Betreibungsferien über Ostern an, welche 

bis zum 19. April 2020 andauern. Danach könnte 

der Bundesrat nötigenfalls weitere Rechtsstill-

stände nach Art. 62 SchkG verordnen.  

 

Rechtsstillstand bedeutet zunächst, dass keine 

Betreibungshandlungen mehr vorgenommen 

werden dürfen. Als Betreibungshandlungen 

gelten insbesondere: 

 

› Zustellung eines Zahlungsbefehls 

› Definitive und provisorische Rechtsöffnung 

› Konkursandrohung, Konkursverhandlung und 

Konkurseröffnung 

 

Keine Betreibungshandlungen und damit nach 

wie vor möglich sind unter anderem: 

 

› Einreichung von Betreibungsbegehren 

› Erhebung des Rechtsvorschlags 

› Beseitigung des Rechtsvorschlags im Rahmen 

einer materiellen Anerkennungsklage 

› Konkurshandlungen, wenn der Konkurs bereits 

eröffnet wurde 

 

Durch Betreibungshandlungen ausgelöste 

Fristen, deren Ende in der Zeit des Rechtsstill-

standes oder der Betreibungsferien liegt, laufen 

während dieser Zeit nicht ab und verlängern sich 

bis zum dritten Tag nach dem Ende des Rechts-

stillstands bzw. der Betreibungsferien.  

 

Allfällige weitere Massnahmen im Bereich der 

Justiz  

 

Einige kantonale Gerichtsbehörden haben seit  
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Ausrufung der ausserordentlichen Lage am 

Montag, 16. März 2020, bereits Massnahmen im 

Bereich der Justiz getroffen und Verhandlungen 

ausgesetzt bzw. verschoben, Verfahren sistiert 

oder grosszügige Fristverlängerungen 

angeordnet. Die Praxis in den einzelnen 

Kantonen ist jedoch bislang nicht einheitlich. 

  

Der Bundesrat prüft derzeit auf nationaler Ebene 

Massnahmen in Bezug auf die Durchführung von 

Gerichtsverhandlungen und den Fristenlauf. 

 

 

Für weitere Fragen zu diesem Thema stehen 

wir Ihnen gerne zur Verfügung. 
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Rechtlicher Hinweis: Der Inhalt dieses Update Newsflash ist allgemeiner Natur und stellt keine Rechtsauskunft dar. Bei 

Fragen zur für Sie relevanten rechtlichen Ausgangslage stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung.




